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Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeindeordnung. (Fortſetzung) Geſtalt der künftigen Organiſation noch abhängen. Wir wollen, um 


Mittheilungen aus der Praxis: 
Eine von der unteren Be⸗örde gegebene Waldrodungsbewilligung kann, wenn auch 
nicht von den intereſſirten Theilen dagegen recurrirt wurde, von Amtswegen durch 


die Oberbehörde aufgehoben werden, falls öffentliche Rückſichten gegen die Wald⸗ 


rodung vorliegen. 


Verpflichtung der Hauseigenthümer, im Falle Umbaues beſtehender öffentlicher Ga- 
näle die neue Einzapfung der Hauscanäle in den öffentlichen Canal auf ihre 


Koſten herzuſtellen. 


Die Gerichte find im Falle der Störung des Beſitzes der wilden Fiſcheret zur Er⸗ 


laſſung des Proviſortalerkenntniſſes im Sinne des Geſetzes v. 27. Oct. 1849, 


die heutige Verhältnißſtellung zwiſchen Staat und Gemeinde in Oeſter— 
reich in Abſicht auf Correctur deutlicher zu veranſchaulichen, einen 
Blick auf die gerühmte und bewährte Gemeindeverfaſſung des 
Großherzogthums Baden werfen, welche zugleich der Structur nach 
der unſrigen ziemlich ähnlich iſt und wohl auch von unſerer Geſetz— 
gebung in manchen Punkten copirt worden fein mag“). 

| Die Einrichtung iſt dort folgende: Die Verwaltungsorgane der 
Gemeinde ſind der Bürgermeiſter und die Gemeinderäthe. Jede Ge— 
meinde ſoll einen Rathſchreiber (als Gemeindebeamten) haben, deſſen 


Nr. 12 R. G. Bl. competent. (5 3 Geſ. v 30. Mai 1869, Nr. 93 R. G. Bl.) Pflichten durch das Geſetz beſonders geregelt ſind. Neben dem Ge— 


Notiz. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeinde- 
ordnung. 
Gortſetzung.) 


Demnach müßten in Bezug auf die ſchwebende Reformarbeit 
die Fragen ſo geſtellt werden: Welche Mängel hat die gegenwärtige 
Polizeiverwaltung? Was hat an Reform der Gemeindeordnung, was 
hat an Reform der Organiſation des politiſchen Verwaltungsdienſtes 
überhaupt zu geſchehen, um dieſen Mängeln wirkſamſt abzubelfen? 

Die im ſteiermärkiſchen Landtage aufgetretenen Bekämpfer des 
alten Autonomieglaubens Herman und Kaiſerfeld haben uns durch 
ihre Erörterungen zur Reform des Gemeindeweſens allerdings ſchon 
eine ziemlich erſchoͤpfende, in der Hauptſache übereinſtimmende, 
Beantwortung dieſer Fragen gegeben, vor Allem aber die Mängel 
der gegenwärtigen Verwaltung in ſcharfen Zügen dargelegt. Doch ſei 
uns geſtattet, die Reformpropoſitionen dieſer Redner ſelber lein⸗ 
ſchließlich der von Kaiſerfeld mit vertretenen Landesausſchußvorlage) 
noch einer kurzen Kritik eben von dem ihnen zu Grunde liegenden 

Standpunkte aus zu unterziehen. N ii 

Wenn bei der gleichmäßig erkannten Unfähigkeit der Gemeinde 
zur ſelbſtſtändigen Führung jener Polizeiverwaltung, welche das Geſetz 
unter Localpolizei zuſammenfaßt, Herman einerſeits dahin kommt, zu 
verlangen, daß das Poltzeidecernat wieder von der Staatsverwaltung über⸗ 
nommen und die Gemeinde nnr zur Mithilfe im Sinne des übertragenen 
Wirtungekreiſes verwendet werde, Kaiſerfeld andererſeits durch eine 
engere Anlehnung der gemeindlichen Polizeiverwaltung an die Staats⸗ 
verwaltung die Correctur finden will, ſo treffen die beiden Redner 
in der Hauptſache in der Ueberzeugung zuſammen, daß der Grund 
der Mängel der Polizeiverwa tung vor Allem in einem falſchen Ver. 
hältniſſe der Gemeinde zur Staaksverwaltung liegt. 

Von der Frage der Richtigſtellung dieſes Verhältniſſes, das 
durch die dermalige Organiſation fo unglücklich verſchoben erſcheint, 


meinderath beſteht in jeder Gemeinde die Gemeindeverſammlung, 
beziehungsweiſe der Bürgerausſchuß. (§§ 8 und 9 B. G. O.) Der 
Gemeinderath beſteht in der Regel aus 6 bis 18 Mitgliedern. Der 
Bürgermeiſter wird unmittelbar von den Gemeindebürgern durch abſo⸗ 
lute Mehrheit gewählt. Sein Amt wie das der Gemeinderäthe dauert 
sechs Jahre. (§ 8 10, 11, 12, 16 B. G. O.) Wenn in drei Wahl⸗ 
tagfahrten zur Bürgermeiſterwahl eine giftige Wahl aus dem Grunde 
nicht zu Stande kommt, weil keiner die erforderliche Stimmenzahl 
in ſich vereinigt, oder der Gewählte nicht wählbar iſt, ſo wird mit 
Umgehung einer weiteren Wahl der Bürgermeiſter von der Staats⸗ 
behörde auf höchſtens drei Jahre ernannt. (§ 12, alinea 3 B. G. O.) 
Bezüglich der Wählbarkeit zum Bürgermeiſter enthält u. A. das Ge⸗ 
ſetz ($$ 15, b) auch die Beſtimmung, daß wenn ein als Bürger⸗ 
meiſter Gewählter das Wirthsgewerbe betreibt, er die Wahl nur an⸗ 
nehmen kann, wenn er zwei Drittheile der Stimmen aller Wahlbe⸗ 
rechtigten erhalten hat oder ſein Gewerbe niederlegt. Was das Auf— 
gaben⸗Verhältniß dieſer Verwaltungsergane anbelangt, ſo hat der 
Gemeinderath ($ 53 B. G. O.) beiläufig die Stellung, die nach den 
| öfterr. Gemeindeordnungen dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe zukommt, während 
der Bürgerausſchuß (§ 56, a, B. G. O.) beiläufig jene Befugniſſe 
hat, die bei uns durch die Wahlberechtigten der Gemeinde in Rück⸗ 
ſicht auf wichtigere Acte der Gemeindewirthſchaft ausgeübt werden. 
Der Bürgermeiſter iſt das Erecutiv⸗Organ ($ 52 B. G. O.); dem⸗ 
ſelben können zur Unterſtützung in der Verwaltung der Polizei, wo 
es die Ausdehnung des Dienſtes erfordert, Mitglieder des Gemeinde- 
raths als Beigeordnete zugegeben werden ($ 61. alin. 1 B. G. O.) 
Dieſe letzteren haben ſodann die Aufgaben, welche bei uns den Ge— 
meinderäthen als Mitgliedern des Gemeindevorſtandes zukommen. 
Ueber den Wirkungskreis der Gemeinde enthält § 6 der Bad. 
Gem. Ord. die charakteriſtiſchen Beſtimmungen: 


) Die Grundlage des zur Zeit geltenden Badiſchen Gemeinderechtes bildet 
das Geſetz vom 31. December 1831 über die Verfaſſung und Verwaltung der Ge⸗ 
meinden, B. Reg. Bl. 1832, Nr. VIII, S. 81 und das Geſetz vom gleichen Tage über 
die Rechte der Gemeindebürger und die Erwerbung des Bürgerrechtes, B. Reg. Bl. 
1832, Nr. VIII. S. 117, beide jedoch durch ſpätere Geſetze bis auf die neueſte Zeit 
vielfach abgeändert und durchbrochen. Vergl. Wielandt, Handbuch des Badiſchen 
Gemeinderechtes. I. Theil, Heidelberg 1871. 


„Jede Gemeinde hat das Recht, die auf den Gemeindeverband meinde im Allgemeinen 
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vorgeſetzten Staatsverwaltungs⸗ 


ſich beziehenden Angelegenheiten zu beſorgen und ihr Vermögen ſelbſt⸗ behörde zu bringen und dieſelbe um Abhilfe anzugehen“. 


ſtändig zu verwalten. — Es wird ihr ferner die Ortspolizei im 
Umfange des Ortes und der Gemarkung übertragen, ſoweit nicht 


ausnahmsweiſe einzelne Zweige derſelben einer beſonderen, vom Staate 


aufgeſtellten Polizeiſtelle zugewieſen werden.“ 

Es klingen aus dieſen Beſtimmungen einige Worte durch, die 
(copirt?) ſich auch in unſeren Gemeinde-Ordnungen finden. Aber 
principiell verſchieden iſt der rechtliche Inhalt des Wirkungskreiſes, 
den das badiſche Gemeindegeſetz den Gemeinden zutheilt, von dem, 
welchen unſer Geſetz normirt. 

Zu der Ortspolizei im Sinne des Gemeinderechtes wird auch 
nach badiſchem Rechte: „die Sicherheits-, Neinlichkeits-, Geſundheits⸗, 
Armen, Straßen-, Feuer-, Markt⸗, niedere Gewerbs-, weltliche Kir⸗ 
chen⸗, Sittlichkeits⸗ Gemarkungs⸗, Bau⸗ und Gefindepolizet, ſowie 
die Aufſicht auf Maß und Gewicht“ (§ 59 B. G. O.) gerechnet. 
Aber während in Oeſterreich durch Art. V. des Gemeinde-Grund⸗ 
geſetzes alle dieſe Polizei und noch mehr derfelben in den ſelbſt— 
ſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gelegt und damit das Po⸗ 
lizeidecernat dieſer gegeben wird und ferner dieſe Polizei ſowohl in 
weiterer Entſcheidungsinſtanz als auch in Amtscontrole der Autonomie 
preisgegeben, aus der ſtaatlichen Verwaltungsgewalt gleichſam auöge- 
ſchieden erſcheint, wird gemäß des badiſchen Gemeindegeſetzes die 
Ausübung dieſer Ortspolizei der Gemeinde als eines ſtaatlichen 
Hilfsorganes übertragen und zwar nach dem Geſichtspunkte der 
herrſchenden öffentlichen Rechtsanſchauung, „daß die Ausübung dieſer 
Thätigkeit und Gewalt, weil ſie dem Grundſatze nach ein Theil der 
vollziehenden Gewalt der Staates iſt, nicht nur unter der ſtetigen 
und unmittelbaren Aufſicht des Staates ſteht, ſondern auch das 
unmittelbare Eingreifen der Staatsbehörde in die Gegenſtände der 
örtlichen Thätigkeit nicht auschließt“ ). Die Ortspolizei, heißt es im 
Geſetze, iſt nach den beſtehenden und künftigen Geſetzen, Verordnun— 
gen und Inſtructionen zu verwalten ($ 58 B. G. O.). Die 
Verwaltung der Ortspolizei ſteht unter der ununterbrochenen 
Aufſicht des Staats ($ 172 B. G. O.). Daraus folgt das Recurs⸗ 
recht an den Staat ſowohl als das Recht der ſtaatlichen Controle. 

Es iſt für die Anſchauung über das Verhältniß der gemeind— 
lichen Ortspolizeiverwaltung zur Staatsverwaltung ſehr bezeichnend, 
daß das badiſche Gemeindegeſetz gar keine beſonderen Beſtimmungen 
über den Recurszug gegen ortspolizeiliche Verfügungen des Bürger— 
meiſters enthält. Der § 173 der Gemeindeordnung, welcher vom 
Rechte des Recurſes handelt, ordnet nur an: „Gegen alle den Be— 
ſtimmungen dieſes Geſetzes zuwiderlaufende entſcheidende Verfügungen 
und alle Anordnungen in Gemeinde angelegenheiten 
ſteht jedem Betheiligten der Recurs von dem Bürgermeiſter und dem 
Gemeinderath oder eine Beſchwerde gegen ſolche an die nächſt vor— 
geſetzte, und von einem Erkenntniß dieſer letzteren an die höheren 
Verwaltungsſtellen nach den beftehenden und künftigen Verorduun— 
gen über Recurſe zu“. Zu dieſer Beſtimmung, nach welcher alſo auch 
die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten, „die auf den Gemeindever— 
band ſich beziehenden Angelegenheiten“ ihrer ganzen Ausdehnung nach 
der Correctur der Staatsverwaltung unterliegen. bemerkt Wielandt 
(i. a. W. S. 302) unter Rückſichtnahme auf den Recurs in Polizei— 
angelegenheiten Folgendes: „Soweit die Gemeindebehörden kraft 
eines ihnen ertheilten allgemeinen oder beſonderen Auftrages lediglich 
Geſchäfte der Staatsverwaltung beſorgen, verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß ihre Verfügung, wenn nicht ein Geſetz etwas an⸗ 
deres beſtimmt, der Aenderung und Verbeſſerung durch die Staats⸗ 
verwaltungsbehörde, deren Geſchäftskreis der einzelne Ge— 
genſtand entnommen iſt, unterliegt und daß dieſe Verbeſſerung 
ſeitens des Einzelnen, der ſich für verletzt hält, auf dem Wege der 
Beſchwerde erwirkt werden kann. — Dieſes Verhältniß hat der § 173 
nicht, vielmehr dasjenige im Auge, in welchem die Gemeindebehörde 
lediglich als Organ der Gemeinde und lediglich in Angelegenheiten 
derſelben handelt. — Für dieſes Verhältniß enthält das Geſetz, weil 
es die Gemeinden zwar als mit eigenem Lebens- und Thätigkeitskreis 
begabte, doch dem Staate organiſch eingefügte Perſön⸗ 
lichkeiten betrachtet, den Grundſatz, daß es jedem Betheiligten 
freiſteht, Verfügungen der Gemeindebehörde, durch die er ſich für ver— 
letzt hält, auf dem Wege der Beſchwerde zur Keuntniß der der Ge— 

) Vergl. Wielandt i. a. W. Seite 117, Bem. zu § 59 bad. G. O. 
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Ferner markirt auch die Stellung des Executivorganes, des 
Bürgermeiſters ſelber die ſtricte Unterordnung der Gemeindepolizei 
unter die Staatsverwaltung. Von den Amtsbefugniſſen des Bürger⸗ 
meiſters heißt es: „Der Bürgermeiſter verkündet und vollzieht die 
Geſetze, die allgemeinen und beſonderen Verordnungen ſo wie die 
Verfügungen der ihm vorgeſetzten Staatsbehörden. — Er ver⸗ 
waltet die Ortspolizei ꝛc.“ ($ 52 B. G. O.) Wielandt ſagt: „Der 
Bürgermeiſter iſt der Vorſteher, das Haupt der Gemeinde. Entſprechend 
dem doppelten Charakter der Gemeinde, einerſeits als einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen Perſönlichkeit mit eigenen Lebenszwecken, anderſeits als letzten 
Kreiſes der Eintheilung ſowohl als der Wirkſamkeit des Staats, iſt 
auch ſeine Stellung und Aufgabe eine zweifache. Er iſt einerſeits 
Leiter der Gemeinde und aller ihrer eigenen Angelegenheiten, anderſeits 
ein Glied der vollziehenden Gewalt des Staats, ſelbſt des Be— 
hörde nſyſtems der Regierung, innerhalb des räumlichen Kreiſes 
der Gemeinde. Er iſt politiſcher Beamter, Beamter der inneren Der: 
waltung mit ihren vielfachen Verzweigungen, Polizeibeamter.“ 

Die Ortspolizei iſt zwar, allerdings ausdrücklich im Wege der 
Uebertragung von Seiten des Staats, zuß Angelegenheit der Gemeinde 
erklärt. Die Verwaltung derſelben geſchieht durch den Bürgermeiſter 
als Gemeindevorſtand. Aber innerhalb des Kreiſes der Handhabung 
derſelben, die eben nur durch einen Einzelnen erfolgreich geübt werden 
kann, iſt der Bürgermeiſter vom Gemeinderath unabhängig und für 
dieſelbe allein verantwortlich. Es gibt in Baden keinen Recurszug vom 
Bürgermeiſter an die Gemeindevertretung. Letztere fungirt überhaupt 
nicht als entſcheidende und nicht als höhere Behörde gegenüber dem 
Bürgermeiſter. ($ 53 B. G. O.) Die Ortspolizei äußert ſich nur 
inſoferne als eine die Ingerenz der Gemeindevertretung herausfordernde 
Angelegenheit, als die Deckung der Koſten derſelben, die Anſtellung 
des Polizeiperſonales und Sorge für die erforderlichen Einrichtungen 
in den Geſchäftskreis des Gemeinderaths gehören (§§ 60 und 61 
B. G. O) und als auch ortspoltzeiliche Vorſchriften, welche eine 
fortdauernd geltende Anordnung enthalten, der Zuſtimmung des Ge— 
meinderathes bedürfen. Solche Vorſchriften erheiſchen übrigens die Ge⸗ 
nehmigung der höheren Staatsverwaltungsſtelle und iſt dieſe auch be⸗ 
fugt, derlei Vorſchriften wegen Ungeſetzlichkeit ihrer Erlaſſung oder 
wegen Nachtheils für das öffentliche Wohl oder wegen Verletzung der 
Rechte Dritter wieder außer Kraft zu ſetzen oder deren Vollzug ein ⸗ 
zuſtellen. (So 23 und 25 Bad. Pol. Str. G. B.) 

Weiters iſt dann auch im badiſchen Gemeinderechte von der 
Seltſamkeit, wie fie nach der Normirung des ſogenannten „übertra⸗ 
genen Wirkungskreiſes“ in den öſterreichiſchen Gemeindeordnungen auf⸗ 
geſtellt iſt — wornach die Gemeinde, obgleich ſie Local⸗Polizeibehörde 
iſt, nur zur Vollſührung ſolcher Verwaltungshandlungen von der 
Staatsbehörde verhalten werden kann, welche der Gemeinde ſchon durch 
ein Geſetz von vorneherein ſpeciell obliegen — wohl keine Spur zu 
finden. Im Gegentheile, ſelbſt der Gemeinderath iſt verpflichtet, even⸗ 
tuell über Angelegenheiten, welche ihm nach den Verfügungen der 
Staatsbehörden unterlegt werden, zu berathſchlagen und zu beſchließen 
($ 53, 1., B. G. O.) Und der Bürgermeiſter hat als Vollzugsorgau 
des Staats ($ 52 B. G. O.) alle Vollzugshandlungen vorzunehmen, 
welche entweder allgemein durch Geſetze und Verordnungen oder im 
einzelnen Falle durch die ſtaatlichen Behörden ihm aufs 
getragen werden ). Die diesfalls herrſchende, mit der unſerigen To ent. 
ſchieden contraſtirende Rechtsanſchauung in Baden ſpricht ſich am 
beſten in folgenden Worten Wielandt's “) aus: „Die Badiſchen Ge⸗ 
meindegeſetze enthalten keine erſchöpfende Beſtimmung der Aufgabe 
der Gemeinde; ſie bezeichnen ebenſowenig die Grenze derjenigen Thä⸗ 
tigkeit der Gemeinde, welche ſich auf deren eigenes örtliches Leben 
bezieht, als diejenige, bis zu welcher die Gemeinde oder ihre Organe 
für die eine ſtaatliche Aufgabe in Anſpruch genommen werden dürfen. 
In letzterer Beziehung beſteht eine geſetzliche Grenze 
überhaupt nicht; die Beſtimmung der Aufgabe der Gemeinde aber 
hat das Gemeindegeſetz der Einzelngeſetzgebung auf den verſchiedenen 
Verwaltungsgebieten überlaffen“. 

) Vergl. Wielandt i. a. W. Seite 84, Bem. zu § 52 B. G. O. 

) In der „Einleitung“ zum a. W. S. XVIII. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


kann, wenn auch nicht von den intereſſirten Theilen dagegen recur⸗ 
rirt wurde, von Amtswegen durch die Oberbehörde aufgehoben 


werden, falls öffentliche Rückſichten gegen die Waldrodung vorliegen. 


Der Gutsbeſitzer E. H. in Galizien nahm in den Waldungen 
der von ihm erkauften Cameralherrſchaft B. ſolche Rodungen vor, daß 
ſich eine intereſſirte Pfarre darüber bei der Bezirksbehörde mit der 


Darlegung, es werde der ihr gebührende jährliche Holzbezug in Frage 
In Folge deſſen wurde an Ort und Stelle Er- 


geftellt, beſchwerte. | 
hebung gepflogen und dabei conſtatirt, daß bereits ein Sechstel der 
ganzen Waldfläche in eine andere Culturart verwandelt, jedoch die 
Holzbezugsrechte der Pfarre nicht bedroht ſeien. Die Pfarre ſtand 
auch von jeder weiteren Beſchwerde ab, nachdem E. H. ſich verbindlich 
gemacht hatte, ſelbige durch ein Geldrelutum zu entſchädigen, falls die 
Waldung das gebührende Holzquantum nicht decke. 

Einige Zeit darnach ſchritt der Gutsbefiger E. H. bei der Be- 
zirksbehörde ein, den ganzen Wald der Herrſchaft B. abſtocken und 
in Ackerland verwandeln zu dürfen. Zur Unterſtützung des Einſchreitens 
wurde vorgebracht, daß die Herrſchaft 900 Joch Wald und nur einige 
Joch Aecker beſitze, daß der bereits ſtark ausgehauene Wald viele 
Jahre lang kein Einkommen mehr gewähren werde, daß endlich in 
der in Frage ſtehenden Gegend Wälder genug vorhanden ſeien, um 
eine Holzvertheuerung nicht befürchten zu laſſen. 

Hierüber wurde unter Zuziehung der im Allgemeinen und im 
Beſonderen Intereſſirten, dann in Gegenwart von Sachverſtändigen 
eine Localverhandlung abgehalten. Es erhoben ſich Stimmen für und 
gegen die Gewährung des Petitums. Eine Gemeinde war dagegen, 
weil die Herrſchaft B. bei der Errichtung der Dorfſchule ſich ver- 
bunden habe, jährlich zwei Klafter Brennholz zu liefern; eine andere 
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Erkenntniß im Sinne des § 2, Alinea 4 des Forſtgefetzes („Eigen⸗ 


mächtig abgetriebene Waldtheile ſind binnen einer angemeſſenen über 
Eine von der unteren Behörde gegebene Waldrodungsbewilligung 


Ausſpruch von Sachverſtändigen feſtzuſetzenden Friſt wieder aufzu⸗ 
forſten“) zu ſchöpfen. Die Statthalterei ſtͤtzte ihre Entſcheidung erſtlich 


auf Competenzrückſichten, indem fie bemerkte, daß die Bezirksbehörde 


nicht hätte über die Holzungsanſprüche (Servitutsrechte) Dritter hinaus⸗ 
gehen, beziehungsweise entſcheiden dürfen; ſodann auf wirthſchaftliche 
Motive, da alle öffentlichen Rückſichten (8 2, Alinea 2 des Forft- 


geſetzes) für die Erhaltung von Wäldern in der in Rede ſtehenden 


holzbedürftigen aber holzarmen Gegend ſprechen. 
Durch dieſe Verfügung der Statthalterei fühlte ſich der Guts⸗ 


beſitzer E. H. gekränkt und ergriff den Miniſterialrecurs, in welchem 


beſorgte übermäßige Holzpreiſe, wenn die Herrſchaftswaldungen gerodet 


würden; eine dritte wünſchte wenigſtens den Waldſtand in ſo weit 
erhalten zu ſehen, daß die für die Wege nöthige Holzmaſſe daraus 
geſchlagen werden könne. Es erſchien aber auch ein Vertreter des Con⸗ 
ſiſtoriums bei der Commiſſion, und dieſer gab die Erklärung ab, daß 
das Conſiſtorium mit der eventuellen Reluitionsleiſtung des Guts⸗ 
beſitzers E. H. an die oberwähnte Pfarre nicht einverſtanden ſei, 
deren ursprüngliches Holzbezugsrecht im grundbücherlichen Laſteuſtande 
der Herrſchaft B. vorkomme; wenn nun E. H. roden wolle, ſo werde 


er auseinanderzuſetzen ſuchte, daß das Erkenutniß der Bezirksbehörde, 
als von keiner betheiligten Seite angefochten, bereits in Rechtskraft 
erwachſen ſei und in Vorausſetzung dieſes Umſtandes Rodungen vor⸗ 
genommen, ſomit Thatſachen geſchaffen wurden. 

Indeſſen das Ackerbauminiſterium fand laut Entſcheidung vom 
18. Februar 1874, 3. 260, dem Recurſe keine Folge zu geben und 
betonte dabei, daß ohnehin durch die Statthalterei die Frage der 
Nothwendigkeit der Wiederaufforſtung der bereits gerodeten und in 
Ackerland verwandelten Waldflächen auf Grund der forſttechniſchen 
Erhebungen einer neuen inſtanzmäßigen Entſcheidung vorbehalten wurde. 


Verpflichtung der Hauseigenthümer, im Falle Umbaues beſtehender 
öffentlicher Canale die neue Einzapfung der Hauscanäle in den 
offentlichen Canal auf ihre Koſten herzuſtellen. 


Ueber Antrag des Magiſtrates hat der Wiener Gemeinderath 
am 20. October 1871 den Umbau reſp. die Tieferlegung des Haupt⸗ 
unratheanales in der Neisnerſtraße (3. Bezirk) beſchloſſen, welcher 
Umbau theils durch Verbauung der Metternich ſchen Gründe, theils 
durch die Baufälligkeit und das ſchlechte Gefälle des alten Canales 
nothwendig geworden war. Nach der bezüglichen Offertverhandlung 
und bei Inangriffnahme des Baues ergab es ſich, daß auch an den 
in der Reisnerſtraße beſtehenden Hauscanälen eine Umänderung vor⸗ 


weil zunehmen ſei, um ſie mit dem umgebauten Hauptcanale wieder in 


Verbindung zu ſetzen. Die ſtädtiſche Bauleitung hat daher mittelſt 
Currende vom 13. Mai 1872 die betreffenden Hauseigenthümer auf⸗ 


das Conſiſtorium dies nur dann zugeben, wenn jener ſich anheiſchig gefordert, ihre Hauscanäle entweder durch den Unternehmer des Baues 


mache, zur Sicherſtellung des Holzbezuges 36 Joch in Waldcultur zu 
belaſſen, außerdem bis zur genügenden Nutzbarkeit der bezeichneten 
Waldfläche eine Entſchädigung in Geld zu geben. E. H. verſprach 
dieſes. Die Sachverſtändigen begutachteten, daß der Wald nicht rentabel 
ſei und daß durch die Beſeitigung des Waldes und ſeine Verwand⸗ 
lung in Ackerland die klimatischen Verhältniſſe der Umgebung keine 
Aenderung erleiden würden, auch Holzvertheuerung nicht befürchtet zu 
werden brauche, daß aber eventuell behufs Vermeidung der Inſecten⸗ 
gefahr die Waldabtreibung im Winter vor ſich gehen müſſe. Der 


Vertreter des Bezirksausſchuſſes hatte gegen die erbetene Waldrodung Vorſtellung, worin 


keine Bedenken vorzubringen. Endlich ſprach ſich 
Krakauer Landwirthſchaftsgeſellſchaft für die Zuläffigkeit der Wald— 
rodung aus. 

Die Bezirksbehörde erkannte hierauf, 


des Hauptcanales oder durch eigene Baumeiſter mit dem neuen Canale 
in Verbindung zu bringen. Ueber Weigerung einiger Hausbeſitzer, 
dieſe Arbeit vornehmen zu laſſen, erſtattete das ſtädtiſche Bauamt die 
Anzeige an den Magiſtrat, welcher unterm 7. Juni 1872 an 22 
Hauseigenthümer den gleichen Auftrag, wie das Bauamt, ergehen 
ließ u. zw. mit der Begründung, daß die Herſtellung der Hauscanäle 
und deren Verbindung mit dem Hauptunrathscauale eine dringende 


Nothwendigkeit und geſetzliche Verpflichtung der Hauseigenthümer ſei. 


| 


daß die Herrſchaftswaldung | canäle in den alten 


Gegen dieſen Auftrag überreichten die 22 Hausbeſitzer eine 
ſie die principielle Verpflichtung der Hausbeſitzer 


ebenmäßig die zur Verbindung ihrer Hauscanäle mit dem Hauptabzugscanale nicht 


in Frage ſtellten, dagegen aber behaupteten, dieſer Verpflichtung längſt 
nachgekommen zu ſein, weil in der Reisnerſtraße factiſch alle Haus⸗ 
Hauptcanal einmünden. Ein zweites Mal aber 


mit Ausnahme einzelner dritten Holzbezugsberechtigten als Deckung könne man ſie dazu nicht verpflichten und wenn der Auftrag damit 


dienenden Waldflächen ausgerodet und in Ackerland umgewandelt | motivirt wurde, 


werden könne. 


daß der beſtehende Hauptcanal ein ſchlechtes Gefälle 


Wegen der Rodungszeit und der Wegſchaffung des hat und Stauungen verurſacht, ſo ſei dies höchſtens ein Verſchulden 


gefällten Holzes wurden beſondere Verfügungen hinausgegeben. Da- beim Baue desſelben, welches aber den Hauseigenthümer nicht mit noch⸗ 


neben jedoch unterließ die Bezirksbehörde nicht, den Gutsbeſier E. H., 
weil er ohne behördlichen Conſens eine größere Anzahl Joche Waldes 
bereits abgeſtockt hatte, zu einer Geldſtrafe zu verurtheilen. 

: Gegen. dieſes Erkenntniß wurde von keiner Seite recurrirt. 
Erſt fünf Monate ſpäter, gelegentlich einer Verhandlung über die 
Vertilgung waldſchädlicher Inſecten, erhielt die Statthalterei Kenntniß 
von der erwähnten Entſcheidung der Bezirksbehörde. Die Statthalterei 
forderte die Acten ab und verhängte nach Prüfung derſelben von 
Amtswegen, daß die Rodungen der Wälder der Herrſchaft B. ſogleich 
einzustellen ſeien. Gleichzeitig ordnete die Statthalterei forſttechniſche 
Erhebungen wegen Verfaſſung eines Wiederaufforſtungsplaues an und 
beauftragte die Bezirksbehörde, nach Abſchluß dieſer Erhebungen ein 


maligen Koſten belaften könne. Man käme ſonſt dahin, daß die Hausbeſitzer 
jedesmal zahlen müßten, jo oft ſich die Anlage eines Hauptcanales als 
verfehlt erweist. Hier aber ſei die Urſache der Umlegung des Hauptcanales 
anderswo zu ſuchen; die Reisnerſtraße ſei nämlich durch die Par- 
cellirung der Metternich'ſchen Gründe verlängert worden und in die⸗ 
ſer Verlängerung ſtehen bereits neue Häuſer, ſo daß es nothwendig 
wurde, vom Rennweg herab einen Canal zu graben und in den Canal 
der Reisnerſtraße einmünden zu laſſen. Deßhalb mußte der letztere 
Canal tiefer gelegt werden und deßhalb wolle man die Hauseigen⸗ 
thümer, ohne fie gefragt zu haben, zu neuen, ſonſt gar nicht noth- 
wendigen Auslagen von Bedeutung zwingen. Dieſe Auslagen habe 
die Commune zu tragen, welche dafür verantwortlich ſei, daß durch 


den neuen Canal die ſchon beſtehenden Hauscanäle nicht geſchädigt 
werden. 

Der Magiſtrat legte dieſe Vorſtellung dem Gemeinderathe vor, in⸗ 
dem er ausführte, daß zwar allerdings der Bau des neuen Canales 
durch die Parcellirung der Metternich ſchen Gründe in Anregung kam, 
daß aber der i. J. 1832 erbaute alte Canal ſelbſt ſchon baufällig war 
und ein ſchlechtes Gefälle hatte. Sein Umbau war alſo aus öffent⸗ 
lichen Rückſichten geboten und hätte früher oder ſpäter jedenfalls ſtatt⸗ 
finden muͤſſen. Der Commune obliege nur die Herſtellung der Haupt⸗ 
canäle; die Neuherſtellung ſei für die dortigen Beſitzer in ſanitärer 
Beziehung nothwendig geweſen; die Einzapfung der Hauscanuäle koſte 
durchſchnittlich für jeden nicht mehr als 80 fl. Endlich ſei die Her— 
ſtellung der Hauptcanäle und deren Situation und Anlage eine öffent: 
19 Angelegenheit die nicht vom Belieben der Privaten abhängen 
önne. 

Der Gemeinderath hat auf Grund deſſen den Recurs der Haus— 
beſitzer zurückgewieſen. 

Die Statthalterei beſtätigte in Folge Recurſes die Entſcheidung 
des Gemeinderathes reſp. des Magiſtrates und zwar aus dem Grunde, 
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vom 7. September 1848 abzulöſenden Giebigkeiten und Laſten nicht 
gehört, wurde das erſtrichterliche Erkenntniß mit Rückſicht auf die 
Gründe des erſten Richters vollinhaltlich und unter Verwerfung der 
ungegründeten Nullitätsbeſchwerde der Gemeinde B. beſtätigt. 

Den außerordentlichen Reviſionsrecurs der geklagten Gemeinde 
B. hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 1. October 
1873, 3. 8908 verworfen, weil durch die Gubernialverordnungen 
vom 11. December 1849, Z. 70.012 und 15. Juni 1850, 3. 14.636 
ſchon beſtimmt worden iſt, daß bis zur Erlaſſung eines neuen, die 
wilde Fiſcherei regulirenden Geſetzes die bisherige Uebung feſtzuhalten 
iſt; die klagende Gutsherrſchaft bisher in der Ausübung des factiſchen 
Beſitzes dieſer Fiſcherei im Solafluſſe geſtanden iſt, wie aus den in 
den untergerichtlichen Erkenntniſſen aufgenommenen Zeugenausſagen 
hervorgeht; und die Competenz der Gerichte zur Erlaſſung eines Pro— 
viſorialerkenntniſſes in dieſer Angelegenheit durch den Schlußſatz des 
§ 3 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, Nr. 98 R. G. Bl. begründet 
erſcheint; die Frage aber über die Eigenſchaft des betreffenden Fluſſes 
Sola als öffentliches Gut nicht Gegenſtand einer Entſcheidung im 
Proviſorialwege ſein kann; weil ſchließlich in den conformen Entſchei⸗ 


weil die Verpflichtung der Hausbeſitzer zur Zahlung der Koſten der dungen der Untergerichte eine Geſetzwidrigkeit oder Ungerechtigkeit nicht 


mittlerweile von der Gemeinde ausgeführten Einzapfung ihrer Haus⸗ 
canäle in den neuen Hauptcanal nicht zweifelhaft ſei, wenn man, wie 
aus der Bau⸗Ordnung und der Natur der Sache hervorgeht, erwägt, 
daß jeder Hausbeſitzer ſelbſt für die Reinhaltung feines Hauſes und 
für die Ableitung des Unrathes zu ſorgen hat. 

Die Hausbeſitzer legten nun die Miniſterialbeſchwerde ein, welcher 
aber vom Miniſterium des Innern unterm 10. April 1874, 3. 2592 
keine Folge gegeben wurde. L. 


Die Gerichte find im Falle der Störung des Beſtitzes der wilden 

Fiſcherei zur Erlaſſung des Proviſorialerkenntniſſes im Sinne des 

Geſetzes vom 27. October 1849, Nr. 12 RN. G. Bl. competent. 
(§3Geſ. vom 30. Mai 1869, Nr. 93 N. G. Bl.) 


Das k. k. Bezirksgericht Saybuſch hat die Gutsherrſchaft A. 
gegen die Gemeinde B. im Beſitze des Rechtes der wilden Fiſcherei 
im Solafluſſe mit Erkenntniß vom 3. April 1873, 3. 5308 geſchützt 
und erhalten und zwar aus folgenden Gründen: Nach § 382 a. b. G. B. 
können freiſtehende Sachen von allen Mitgliedern des Staates durch 
Zueignung erworben werden, infoferne dieſes Befugniß nicht durch 
politiſche Geſetze eingeſchränkt iſt oder einigen Mitgliedern des Staates 
ein Vorrecht der Zueignung zuſteht. Nun bezeichnet die Verordnung 
vom 21. März 1771 die wilde Fiſcherei in den öffentlichen Flüſſen 
als ein Recht derjenigen Grundobrigkeit, in deren obrigkeitlichem Be— 
zirke der Fluß ſich befindet. Mit Rückſicht auf dieſe letztere Vorſchrift 
ſteht der klagenden Herrſchaft A. das Recht der wilden Fiſcherei in 
ihrem ganzen ehemals obrigkeitlichen Gebiete im Solafluſſe, daher 
auch innerhalb des Gebietes der Gemeinde B. zu. Dieſes Recht der 
wilden Fiſcherei, welches zufolge des Miniſterialerlaſſes vom 3 1. Jaͤnner 
1852, 3. 460 „durch die Geſetze über die Entlaſtung von Grund 
und Boden bisher nicht aufgehoben wurde, ſondern in statu quo des 
Jahres 1847 zu verbleiben hat“ — hat die klagende Gutsherrſchaft 
jederzeit theils ſelbſt, theils durch Verpachtung ausgeübt, wie durch 
die Zeugen bewieſen wurde und deßhalb mußte ſie im Beſitze desſelben 
auch geſchützt und erhalten werden. 

Dieſes Erkenntniß wurde mit der Entſcheidung des k. k. Ober— 
landesgerichtes Krakau vom 14 Juni 1873, Nr. 8549 beſtätigt und 
dies aus folgenden Gründen: Das Recht der wilden Fiſcherei in den 
Flüſſen ſteht nach der in Galizien beibehaltenen Gewohnheit aus— 
ſchließlich den vormaligen Grundherrſchaften zu. Mit den Gubernial- 
verordnungen vom 11. December 1849, 3. 70.012, 15. Mai 1850 
und 6. Juni 1850 wurde beſtimmt, daß bis zur Erlaſſung eines 
neuen, die wilde Fiſcherei regulirenden Geſetzes die bisherige Uebung 
feſtzuhalten ſei. Deßhalb und in Erwägung, daß das Geſetz vom 
30. Mai 1869, Nr. 93 R. G. Bl. nur das Recht der Benützung 
der Flüſſe zur Fahrt mit Schiffen und gebundenen Flößen regelt, 
jedoch laut § 3 die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des a. b. G. B. 
hiedurch nicht berührt werden, ſonach dieſer Rechtsſtreit zur Compe⸗ 
tenz der Gerichte gehört, zumal das Recht der wilden Fiſcherei laut 
J. M. V. vom 31. Jänner 1852, Z. 460 zu den in Folge Patentes 


wahrgenommen werden kann. Ger. Ztg. 


Notiz. 


(Vorſicht bei der Abfuhr von Holz aus Borkenkäfer-Schläge— 
rungen.) Der Statthalter in Böhmen hat unterm 2. Mai d. J. folgendes Cire lar 
an die Bezirkshauptmänner im Lande gerichtet: 

„In einer Mittheilung des h. k. k. Ackerbauminiſteriums vom 11. April 
1874, Z. 4445, hegen einzelne Waldbeſitzer in Böhmen die Befürchtung, es könnte 
durch den Transport des vom Borkenkäfer angefallenen und geſchlagenen Holzes nach 
den zu deſſen Lagerung beſtimmten Stapelplätzen, namentlich nach den unteren Elbe— 
gegenden, ſowie durch die dann weiters eintretende Verſendung dieſes Holzes die Ver: 
breitung des Borkenkäfers auch in bisher von demſelben verſchonte Landestheile ver. 
anlaßt werden. 

Um dieſe Befürchtungen zu zerſtreuen und der allenfälligen Möglichkeit einer 
ſolchen Verbreitung thunlichſt vorzubeugen, fordere ich den Herrn k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mann auf, die mit der Anfficht über die Aufarbeitung des vom Borkenkäfer ergriffenen 
Holzes betrauten Forſtorgane, die waldbeſitzenden Gemeinden, G. noſſenſchaften und 
Kleingrundbeſitzer auzuweiſen, für die gehörige Entrindung und Reinigung des zur 
Weiterbeförderung beſtimmten Borkenkäfergehölzes zu ſorgen und die Aufſichtsorgane 
zu beauftragen, den Vollzug dieſer Vorfichtsmaßregel mit aller Strenge zu über— 
wachen. 

Zugleich werden der Herr k. k. Bezirkshauptmann die diesfalls getroffene Vor⸗ 
kehrung in angemeſſener Weiſe im Bezirke zur allgemeinen Keuntniß zu bringen 
haben“. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bergobercommiſſär und Revierbeamten in Zara 
Joſeph Ivanies den Titel und Charakter eines Bergrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzeoncipiſten im Finanzminiſterium 
Eugen Hofmann anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Miniſterial-⸗Viceſecretärs taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Thierarztesſtelle zu Neumarkt in Oberſteiermark mit 500 fl. Gehalt, bis 
20. September. (Amtsblatt Nr. 196.) 

Baurathsſtelle in Tirol und Vorarlberg mit der fiebenten, Ingenieursſtelle 
mit der neunten und Bauadjunctenſtelle in der z huten Rangsclaſſe, ferner eine Bau⸗ 
prakticantenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis Mitte September. (Amtsblatt. Nr. 197.) 
3 a in der zehnten Rangsclaſſe, bis 24. September. (Amtsbl. 
Nr. 197. 

Bezirksſecretärsſtelle in der zehnten Nangselaffe, bis Ende September (Amts- 
blatt Nr. 197.) 

Rechnungeprakticantenſtelle bei der ſteiermärkiſchen Statthalterei mit 200 fl. 
Adjntum, bis Mitte September. (Amtsblatt Nr. 197.) . 

Bezirkshauptmannſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in der Bukowina, bis 
12. September. (Amtsblatt Nr. 197.) ’ 

Telegraphen⸗Elevenſtelle im Brünner Telegraphen⸗Direckionsbezirke mit 
300 fl. Adjutum, bis Ende September. (Amtsblatt Nr. 198.) 

Zahlmeiſtersſtelle bei der k. k. Taxamtscaſſe in Wien in der achten Raugs⸗ 
claſſe, bis Ende September. (Amtsblatt Nr. 198.) 5 

Oberingenieursſtelle beim Stadtbauamte in Wien mit 2200 fl. Jahresge⸗ 


1 halt und 440 fl. Quartiergeld, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 199.) 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Drud verantwortlich C. Piſtori. 


